
Westdeutsche Juristen zum Verbot der Volksbefragung
I. Ein westdeutsches Gutachten

Nachstehendes Gutachten wurde von 
Obermagistratsrat Dr. Julius H a h n ,  
Frankfurt am Main, für den Hauptaus
schuß für Volksbefragung gegen die Re
militarisierung in Düsseldorf erstattet.

Der Beschluß der Bundesregierung vom 24. April 
1951 stellt diktatorisch fest:
1. die Durchführung der Volksbefragung stelle einen 

Angriff gegen die verfassungsmäßige Ordnung des 
Bundes dar;

2. die Volksbefragungsausschüsse, die VVN, die FDJ, 
der Gesamtdeutsche Arbeitskreis für Land- und 
Forstwirtschaft und das Deutsche Arbeiterkomitee 
seien daher gemäß Artikel 9 Abs. 2 des Bonner 
Grundgesetzes (BGG) „kraft Gesetzes verboten“;

3. jede Betätigung „solcher Vereinigungen“ für die 
Volksbefragung ist zu unterbinden. Entsprechen
des Ersuchen ist gemäß § 5 des Verfassungsschutz
gesetzes vom 27. September 1950 an die Länder
regierungen gerichtet.

Die zu dem Beschluß der Bundesregierung gegebe
nen Gr ü n d e sind rein politischer Natur und erschei
nen als durchaus einseitig. Jedenfalls hat man geflis
sentlich vermieden, auf die staatsrechtliche Seite des 
Problems einzugehen.

Beachtlich ist, daß unter II von der Bundesregierung 
ausgeführt wird:

„Die nichtamtliche Feststellung der Volksmeinung 
über eine Frage, die keine Verletzung der verfas
sungsmäßigen Ordnung enthält, verstößt an sich 
nicht gegen die Verfassung, auch wenn eine Volks
befragung in ihr nicht vorgesehen ist.“

Es entspricht dem Grundprinzip des BGG (Artikel 20 
Abs. 2), daß alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht und 
von diesem „in Wahlen und Abstimmungen“ ausgeübt 
wird. Daß das Volk auch mittels von ihm berufener 
Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt 
und der Rechtsprechung die ihm zustehende Staats
gewalt ausüben kann, ist selbstverständlich, aber auch 
ausdrücklich in Artikel 20 Abs. 2 Satz 2 BGG festgelegt. 
Wenn aber ein solches Organ nach der Auffassung der 
Mehrheit des Volkes — wie hier die Bundesregierung in 
der Frage der Remilitarisierung — eine von der Auf
fassung des Volkes völlig abweichende Meinung ver
tritt und betätigt, dann entspricht es nur dem demo
kratischen Prinzip des BGG, daß das Volk seine 
Stimme dagegen erhebt und kraft der von ihm aus
gehenden höchsten Autorität feststellt: die von der 
Bundesregierung betriebene Remilitarisierung ist vom 
deutschen Volke nicht gewollt und muß daher unter
bleiben.

Die Bundesregierung hat unter Ziff. II Abs. 2 der 
Gründe, die sie ihrem Beschlüsse vom 24. April 1951 
beigegeben hat, versucht, das Problem auf Artikel 9 
Abs. 2 BGG zu verlagern. Sie führt wörtlich aus:

„Bei der in Rede stehenden Aktion wird jedoch 
die Volksbefragung mit der A b s i c h t  d e r  
E r s c h ü t t e r u n g  der freiheitlichen demo
kratischen Grundordnung der Bundesrepublik. . . 
betrieben . . 

und zwar von Vereinigungen,
„die die Beseitigung der Demokratie erstreben 
und die „Volksbefragung“ als ein Mittel zu diesem 
Zwecke benutzen.“

Das sind alles Behauptungen, die durch nichts belegt 
sind, aber auf den ersten Blick Artikel 9 Abs. 2 BGG 
anwendbar erscheinen lassen. Die angeführte Vor
schrift des BGG besagt:

„Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit 
den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder die sich gegen 
die verfassungsmäßige Ordnung ... richten, sind 
verboten.“

Aber der Weg, den die Bundesregierung mit Ziff. III 
ihres Beschlusses vom 24. April 1951 gewählt hat, ist 
falsch und mit dem BGG unvereinbar. Es genügt nicht, 
daß die Bundesregierung erklärt, diese und jene Ver
einigung sei nach Artikel 9 Abs. 2 des BGG verboten, 
und daß sie dann die Landesregierung ersucht, jede 
Betätigung solcher Vereinigungen zu unterbinden. Der 
Weg, der zu gehen gewesen wäre, ist in Artikel 18 
BGG genau vorgeschrieben. Artikel 18 BGG besagt:

„Wer. . . die Vereinigungsfreiheit (Artikel 9),. . . 
zum Kampfe gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung mißbraucht, verwirkt die Grund
rechte. Die V e r w i r k u n g  und ihr Ausmaß

• w e r d e n  d u r c h  d a s  B u n d e s v e r f a s 
s u n g s g e r i c h t  a u s g e s p r o c h e  n.“

Bundesregierung und Landesregierungen sind hier
nach gar nicht berechtigt, ohne Bruch der Bonner Ver
fassung eine Vereinigung als verboten zu erklären und 
ihre Betätigung zu unterbinden. Der Beschluß der 
Bundesregierung vom 24. April 1951 ist ebenso wie 
der Beschluß vom 19. September 1950 ein offener Ver
fassungsbruch. Nach Artikel 147 der Hessischen Ver
fassung ist aber „ W i d e r s t a n d  gegen verfassungs
widrig ausgeübte öffentliche Gewalt. . . jedermanns 
R e c h t  und P f 1 i c h t“.

Die Bundesregierung möchte es offenbar vermeiden, 
ihrerseits Klage beim Bundesverfassungsgericht zu er
heben. Die in Ziffer II des Beschlusses der Bundes
regierung benannten Vereinigungen werden aber gut 
daran tun, den Beschluß der Bundesregierung als nicht- 
bestehend zu betrachten, um so die Bundesregierung 
zur Klageerhebung zu zwingen. Die Bundesregierung 
wird wissen, daß ihr Beschluß vom 24. April 1951 noch 
aus den folgenden Gesichtspunkten verfassungswidrig 
ist und daß der Bauernschreck eines drohenden kom
munistischen Umsturzversuches kaum noch verfängt.

Das, was die Friedensfreunde und damit Remilita
risierungsgegner in der Bundesrepublik erstreben, ist 
der Friede der Welt, dem zu dienen nach ihrer Prä
ambel auch die Aufgabe der Bonner Verfassung ist. 
Es ist nicht richtig, wie die Bundesregierung schon 
mehrfach erklärt hat, daß Westdeutschland aufrüsten 
müsse, um gegen einen Angriff aus dem Osten ge
sichert zu sein. Wenn diese behauptete Angriffsabsicht 
des Ostens bestünde, dann wäre kein Grand ersicht
lich, warum der Osten noch nicht angegriffen hat, 
solange der Westen und die Bundesregierung nicht 
remilitarisiert hatten. Selbst bürgerliche Zeitungen be
richteten von großen Bauvorhaben in der UdSSR, die 
geeignet sind, dieses Land in bisher unvorstellbarer 
Weise mit schiffbaren Kanälen zu durchziehen, zu be
wässern und Steinwüsten in fruchtbares Land zu ver
wandeln. Mit Atomkraft sind zu diesem Zwecke Ge
birgszüge abgetragen worden. Selbst ein reiches Land 
kann solche Arbeiten nicht in Angriff nehmen, wenn 
es sich mit kriegerischen Plänen trägt. Den Beweis, 
daß uns Gefahr aus dem Osten droht, wird die Bun
desregierung schuldig bleiben.

Wenn die Bundesregierung aber aufrüsten möchte, 
um ihrerseits einen Angriffskrieg vorzubereiten, so ver
stieße sie gegen Artikel 26 BGG, der also lautet:

„Handlungen, die geeignet sind und in der Ab
sicht vorgenommen werden, das friedliche Zu
sammenleben der Völker zu stören, insbesondere 
die Führung eines A n g r i f f s k r i e g e s  v ö r -  
z u b e r e i t e n ,  sind v e r f a s s u n g s w i d r i g .  
Sie sind unter Strafe zu stellen“.

Der Gedanke, daß man sich mit der Vorbereitung 
eines Angriffskrieges trägt — wenn auch mit Hilfe an-
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